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Zusammenfassung

Die rechtliche Regelung der Fortpflan-
zungsmedizin ist dringend reformbedürf-
tig. Das Embryonenschutzgesetz von 1990
erfasst die neuesten technischen Entwick-
lungen nicht, ist in manchen Bereichen
unstimmig und lückenhaft, setzt die be-
troffenen Frauen, Paare und Kinder un-
nötigen gesundheitlichen Risiken aus, er-
schwert paradoxerweise die Durchsetzung
von Kinderrechten und erzeugt Gerech-
tigkeitsprobleme und Rechtsunsicherheit
für die betroffenen Paare und die behan-
delnden Ärztinnen und Ärzte.

Das Embryonenschutzgesetz enthält
zudem nur strafrechtliche Verbote. Diese

Publikationen in der Reihe „Leopoldina Diskus-
sion“ sind Beiträge der genannten Autorinnen
und Autoren. Mit den Diskussionspapieren
bietet die AkademieWissenschaftlerinnenund
WissenschaftlerndieMöglichkeit,Denkanstöße
zu geben oder Diskurse anzuregen und hierfür
auchEmpfehlungenzu formulieren.
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erlauben keine angemessene Reaktion auf
die medizinische Entwicklung und den
gesellschaftlichenWandel und werden der
Komplexität der Materie nicht gerecht.

Diese Probleme müssen gelöst werden.
Der Bundesgesetzgeber verfügt seit mehr
als 20 Jahren über die Kompetenz zur
Regelung der Fortpflanzungsmedizin. Er
sollte in der kommenden Legislaturperi-
ode ein umfassendes Fortpflanzungsme-
dizingesetz schaffen.

Die Fortpflanzungsmedizin ist in
einer rasanten Entwicklung begriffen.
Immer mehr Personen gründen mithilfe
von Techniken der Fortpflanzungsme-
dizin eine Familie. Pro Jahr werden in
Deutschland über 80.000 In-vitro Ferti-
lisationen („künstliche Befruchtungen“)
durchgeführt. Weil aus gesellschaftli-
chen Gründen das Durchschnittsal-
ter der Erstgebärenden steigt, aber die
biologische Fruchtbarkeit im Alter ab-
nimmt,wirddieZahlderHilfesuchenden
aller Voraussicht nach weiter anstei-
gen. Zudem werden weltweit Verfahren
wie Eizellspende, Embryospende oder
Leihmutterschaft zunehmend in An-
spruch genommen. Da diese Verfahren
wie andereMöglichkeiten dermodernen
Fortpflanzungsmedizin gewichtige ethi-
sche Fragen aufwerfen und wesentliche
individuelle Rechte betreffen, bedarf es
einer angemessenen rechtlichen Rege-
lung.

Allerdings ist die Rechtslage in
Deutschland seit langem unzureichend.
Das Embryonenschutzgesetz stammt
von 1990 und ist damit fast 30 Jahre alt.
Es erfasst viele neue reproduktionsme-
dizinische Entwicklungen nicht, was die
Fortpflanzungsmediziner nicht selten
zu einer dem heutigen internationalen
StandnichtmehrangemessenenBehand-
lungzwingtundzuunnötigenRisiken für
Mutter und Kind führt. Darüber hinaus
wird das Embryonenschutzgesetz auch
dem gesellschaftlichen Wandel und der
Vielfalt heutiger Familienformen nicht
mehr gerecht. In Folge einander wi-
dersprechender gesetzlicher Regelungen
im Embryonenschutzgesetz einerseits
und im Familien- und Sozialrecht so-
wie ärztlichen Berufsrecht andererseits
kommt es zur Ungleichbehandlung von
verheirateten und unverheirateten, hete-
rosexuellen und gleichgeschlechtlichen

Paaren sowie alleinstehenden Personen.
Die defizitäre Rechtslage führt oft auch
zu Nachteilen für das Kind, weil die
rechtliche Eltern-Kind-Zuordnung un-
zureichend geregelt ist und viele Kinder
ihr Recht auf Kenntnis der Abstammung
nicht durchsetzen können. Viele wei-
tere wichtige Fragen wie zum Beispiel
die psychosoziale Beratung sind bislang
ebenfalls gesetzlich nicht hinreichend
geregelt. All dies zeigt, wie notwendig
eine neue, umfassende Regelung der
Fortpflanzungsmedizin ist. Zwar hat es
in der Vergangenheit punktuelle Ergän-
zungen des geltenden Rechts gegeben,
beispielsweise zur eingeschränkten Zu-
lassung der Präimplantationsdiagnostik
(PID) oder zur Errichtung eines Samen-
spenderegisters. Diese reichen jedoch
bei weitem nicht aus.

Als besonders regelungsbedürftig
erweisen sich folgende Punkte:
4 In den fast drei Jahrzehnten seit der

Verabschiedung des Embryonen-
schutzgesetzes haben sich auf dem
Gebiet der Embryologie wesentliche
neue wissenschaftliche Erkenntnisse
ergeben, die unbedingt berücksich-
tigt werden müssen.1 Die Definition
des Embryos in § 8 Embryonen-
schutzgesetz etwa stützt sich auf
überholte Vorstellungen von den
zellbiologischen und molekularge-
netischen Abläufen der Befruchtung
und frühen Embryonalentwicklung.
Auch der Begriff der Totipotenz, der
als Kriterium für den Lebensschutz
des menschlichen Embryos dient, hat
sich auf Grund neuer Forschungser-
gebnisse als nicht sinnvoll anwendbar
erwiesen. Die Unschärfen des beste-
henden Gesetzestextes erzeugen in
der Praxis große Rechtsunsicherheit.

4 Die medizinische Praxis der In-vitro
Fertilisation (IVF) in zahlreichen
europäischen Staaten folgt dem all-
gemein anerkannten internationalen
Stand des Wissens, wonach von meh-

1 Die Leopoldina hat sich in der Vergan-
genheit bereits einzelnen Aspekten des
Themas gewidmet: siehe beispielsweise die
Stellungnahme „Präimplantationsdiagnostik
(PID) – Auswirkungen einer begrenzten Zu-
lassung in Deutschland“ 2011 (http://www.
leopoldina.org/uploads/tx_leopublication/
201101_natEmpf_PID-DE.pdf).

reren Embryonen geplantermaßen
nur derjenige mit der größten Ent-
wicklungsfähigkeit übertragen wird.
Dieser sogenannte elektive Single-
Embryo-Transfer vermeidet risikobe-
haftete und gesundheitsgefährdende
Mehrlingsschwangerschaften, ohne
dabei die individuelle Chance auf
eine Schwangerschaft nennenswert
zu verringern. Dieses Vorgehen ist
in Deutschland jedoch bei Strafe
untersagt. Im Gegensatz zu ande-
ren Ländern werden deswegen in
Deutschland Mehrlingsschwanger-
schaften mit Frühgeburten in Kauf
genommen, die erhebliche Gesund-
heitsrisiken insbesondere für die
Kinder mit sich bringen.

4 Die Spende von Samenzellen ist in
Deutschland erlaubt, die Eizellspende
verboten. Während also infertile
Männer mit Hilfe einer Keimzell-
spende eine Familie gründen können,
ist diese Option Frauen, die etwa in
Folge einer Krebserkrankung keine
eigenen Eizellenmehr bilden können,
verwehrt. Diese Ungleichbehandlung
der Geschlechter lässt sich schwerlich
rechtfertigen. BeimVerbot der Eizell-
spende im Embryonenschutzgesetz
hat man sich auf die vermeintlich
schädlichen Auswirkungen einer
„gespaltenen Mutterschaft“ berufen.
Mittlerweile ist jedoch durch For-
schungen im Ausland belegt, dass
keine bedeutsamen Nachteile für
die Entwicklung und das Wohlbe-
finden der Kinder und die Eltern-
Kind-Beziehung entstehen. Auch
die Risiken für die Eizellspenderin
können durch verbesserte Stimulati-
onstechniken reduziert werden. Die
Kommerzialisierung ließe sich durch
stringente Vorgaben wie etwa bei der
Lebendorganspende eindämmen.
Aufgrund der restriktiven deutschen
Gesetzeslage sehen sich viele Paare
gezwungen, eine Eizellspende im
Ausland in Anspruch zu nehmen.
Dort wird oft die anonyme Eizell-
spende praktiziert, wodurch dem
Kind das verfassungsrechtlich ver-
briefte Recht auf Kenntnis seiner
Abstammung versagt bleibt. Insofern
beeinträchtigt das im Embryonen-
schutzgesetz verankerte Verbot der
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Eizellspende indirekt das Kindes-
wohl.

4 Die Embryospende/Embryoadoption
wird in Deutschland mehr und mehr
praktiziert, ist im Embryonenschutz-
gesetz aber nicht normiert. Hier hat
schon der Deutsche Ethikrat 2016
eine umfassende gesetzliche Regelung
angemahnt.2

4 Bei der Zeugung eines Kindes unter
Verwendung einer Samenspende
sind die familienrechtlichen Folgen
bislang nur für Kinder, die in eine Ehe
hineingeboren werden, angemessen
geregelt. Hingegen ist die rechtli-
che Zuordnung eines Kindes zum
nichtehelichen Lebensgefährten der
Mutter keineswegs gesichert und zur
verpartnerten Co-Mutter nur über
den Umweg der Stiefkindadoption
möglich. Aus Gründen der Rechtssi-
cherheit und vor allem zum Wohle
des Kindes sollte der Gesetzgeber
daher in allen Fällen „gespaltener
Elternschaft“ durch eine Reform des
Abstammungsrechts dafür Sorge tra-
gen, dass die rechtliche Zuordnung
des Kindes zum Wunschelternteil
verbindlich mit der Geburt bzw. zeit-
nah nach der Geburt erfolgt. Der vom
Bundesministerium der Justiz und
für Verbraucherschutz (BMJV) einge-
setzte Arbeitskreis Abstammungsrecht
hat erst vor kurzem (Juli 2017) The-
sen vorgelegt,3 die als Grundlage für
eine Reform herangezogen werden
könnten.

4 Besonders schwierige ethische
und rechtliche Fragen wirft die in
Deutschland verbotene Leihmutter-
schaft auf. Unabhängig von der stark
umstrittenen Frage einer rechtlichen

2 Deutscher Ethikrat, Embryospende, Em-
bryoadoption und elterliche Verantwor-
tung, Stellungnahme, 2016 (http://www.
ethikrat.org/dateien/pdf/stellungnahme-
embryospende-embryoadoption-und-
elterliche-verantwortung.pdf).
3 Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz (Hrsg.), Abschlussbe-
richt des Arbeitskreises Abstammungs-
recht – Empfehlungen für eine Reform
des Abstammungsrechts, 2017 (http://
www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/
DE/Artikel/07042017_AK_Abstimmung_
Abschlussbericht.html).

Zulassung der Leihmutterschaft in
der Zukunft besteht aber schon heute
Regelungsbedarf für die im Ausland
von einer Leihmutter geborenen und
dann in Deutschland aufwachsenden
Kinder. Auch in diesen Fällen ist die
rechtliche Eltern-Kind-Zuordnung
von elementarer Bedeutung für das
Wohl dieser Kinder. Von ihr hän-
gen zahlreiche Rechtsfolgen wie die
elterliche Sorge, Unterhaltsansprü-
che und die Staatsangehörigkeit ab.
Hierfür sind gesetzliche Lösungen
erforderlich.

4 Auch in Deutschland werden mitt-
lerweile an vielen fortpflanzungs-
medizinischen Zentren Eizellen
eingefroren (kryokonserviert). Zum
Teil geschieht dies aus medizinischen
Gründen (z. B. vor einer chemo-
therapeutischen Behandlung), zum
Teil aus sozialen Gründen („social
freezing“). Im Interesse der Frau, des
Paares und des zukünftigen Kindes
sollten die Rahmenbedingungen für
die Aufbewahrung, Befruchtung und
Übertragung von Eizellen geregelt
werden.

4 Das Embryonenschutzgesetz verbie-
tet die Befruchtung einer Eizelle mit
der Samenzelle eines Mannes nach
dessen Tod. Die Reichweite dieses
Verbots ist allerdings umstritten.
Höchstgrenzen für die Aufbewah-
rung von Samenzellen, Eizellen bzw.
Embryonen enthält das Embryonen-
schutzgesetz nicht. Auch hier besteht
gesetzlicher Klärungsbedarf.

Während in unseren Nachbarländern
Österreich und der Schweiz seit Jahr-
zehnten umfassende Fortpflanzungsme-
dizingesetze vorliegen, die zudem 2015
bzw. 2017 grundlegend reformiert wur-
den, ist die deutscheRechtslage noch im-
mer von dem 1990 als reines Strafgesetz
konzipierten Embryonenschutzgesetz
geprägt. Damals war ein Fortpflanzungs-
medizingesetz auf Bundesebene wegen
fehlender Zuständigkeit des Bundes ge-
mäßArt.74GGnichtmöglich.Allerdings
wurde die Gesetzgebungskompetenz des
Bundes 1994 bzw. 2006 auf die Fort-
pflanzungsmedizin erweitert. Er verfügt
also über die Möglichkeit, ein Fortpflan-
zungsmedizingesetz zu erlassen, in dem

neben strafrechtlichen Verbotsnormen
die auf dem Gebiet der Biomedizin so
wichtigen verwaltungsrechtlichen und
-organisatorischen, aber ggf. auch die
erforderlichen bürgerlich-rechtlichen
(insbesondere familienrechtlichen) und
sozialrechtlichen Regelungen in organi-
scher Weise zusammengeführt werden.
Nur in einem solchen umfassenden
Fortpflanzungsmedizingesetz kann die
komplexe Materie angemessen geregelt
werden.
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